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 Informieren Sie sich 
jetzt über unsere 
aktuellen Konditionen!

Baufinanzierung für den öffentlichen 
Dienst zu Top-Konditionen1)

Seit ihrer Gründung als Selbsthilfeeinrichtung für den öffentlichen Dienst im Jahre 1921 betreut die BBBank 
erfolgreich Beamte und Arbeitnehmer im öffentlichen Sektor. Dank dieser langjährigen Erfahrung und 
Historie als Beamtenbank in Verbindung mit einem besonderen Produkt- und Dienstleistungsangebot sind 
wir bis heute bevorzugter Partner der Beschäftigten des öffentlichen Sektors.

 Ihre Vorteile:

    Bis zu 100 %ige Finanzierung des Kaufpreises

    Sie haben die Wahl zwischen einer Sollzinsbindung 
von 5, 8 oder 10 Jahren

 3 Jahre tilgungsfreie Anlaufzeit möglich 2)

 Änderung des Tilgungssatzes bis zu dreimal möglich 2)3)

 Keine Bearbeitungsgebühr

 5 % Sondertilgungsrecht p. a.

  Persönliche Beratung durch Ihren BBBank-Berater 
für den öffentlichen Dienst
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Jetzt informieren:
  www.bezuegekonto.de oder 
Tel. 0 800/40 60 40 160 (kostenfrei)
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Liebe Leserin, lieber Leser,
 
das Magazin für Beamtinnen und Beamte erscheint mit dieser September-Aus-
gabe in neuem Gewand. Das Heft ist durch sein neues Layout übersichtlicher und 
– wir hoffen Sie stimmen uns da zu – schöner geworden. 
Ob auch die Bundesregierung eine neue Gestalt erhalten wird, entscheidet sich in 
wenigen Tagen. Es gibt reichlich Aufgaben, welche in den letzten Jahren unerle-
digt geblieben sind und sich einer neuen Bundesregierung stellen werden. Eine 
entscheidende Frage ist, ob der öffentliche Dienst als handlungsfähige Gestalte-
rin des sozialen und demokratischen Lebens erhalten werden kann. Angesichts 
der Sparpolitik der letzten zwanzig Jahre ist das nicht unbedingt zwingend. 
Der DGB hat frühzeitig Antworten auf die drängenden Fragen unserer Zeit gege-
ben: Wie kann der zunehmenden sozialen Spaltung in unserer Gesellschaft be-
gegnet werden? Mit einem guten Bildungssystem und einer gerechten Steuerpo-
litik. Wie kann Altersarmut verhindert werden? Mit fairen Löhnen und einem 
nachhaltigen Rentenkonzept. Wie kann die Handlungsfähigkeit der öffentlichen 
Hand erhalten und gestärkt werden? Die Antworten des DGB zu letzterer Frage 
und die entsprechenden Positionen der Parteien lesen Sie ab Seite 4.
Winfried Kretschmann, Ministerpräsident von Baden-Württemberg, hat sich unse-
ren Fragen zur Debatte über die Zukunft der Beamtenversorgung gestellt. Dieses 
Interview finden Sie auf Seite 9. 
Unsere Demokratie lebt vom Engagement ihrer Bürgerinnen und Bürger, von de-
nen, die sich einmischen und auf Entscheidungen Einfluss nehmen. Wir hoffen, 
dass wir Ihnen mit dieser Ausgabe einige Antworten darauf geben können, wel-
che Parteien sich für den Erhalt und die Stärkung der Leistungsfähigkeit unseres 
Gemeinwesens einsetzen und Ihnen damit für ihre Wahlentscheidung zur Bundes-
tagswahl noch Hinweise geben können.  

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Karsten Schneider
Leiter der Abteilung Beamte 
und Öffentlicher Dienst beim 
DGB-Bundesvorstand
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Investitionen für einen AKTIVEN STAAT 
Es bedarf eines Staates, der gestaltet, reguliert und für gesell-
schaftlichen Zusammenhalt sorgt. So sehen es der DGB und 
seine Mitgliedsgewerkschaften. Um dies zu erreichen, müsse 
die Handlungsfähigkeit der öffentlichen Hand auf Bundes-, 
Länder- und kommunaler Ebene gestärkt werden. Will man das 
derzeitige Leistungsangebot des öffentlichen Dienstes  sichern 
und (wieder) ausbauen, bedürfe es Investitionen. Nur so kön-
ne den Bürgerinnen und Bürgern auch in Zukunft ein zuverläs-
siger und leistungsfähiger öffentlicher Dienst geboten werden.

Damit schafft der AKTIVE STAAT wesentliche wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen für private Investitionen. In 
der öffentlichen Daseinsvorsorge gewährleistet der AKTIVE 
STAAT in Bildung, Gesundheit, Forschung, Sicherheit, Wasser-
versorgung, Wohnungsbau und Mobilität die Teilhabe aller 

Regionen und Gesellschaftsschichten und trägt so zu einer 
besseren wirtschaftlichen Entwicklung mit guten Arbeitsbe-
dingungen bei. Seit über zwei Jahrzehnten herrschen aller-
dings Leistungskürzung, Qualitätsverschlechterung, Privati-
sierung und Deregulierung vor. Die Steuersenkungen seit 
1998 haben zu jährlichen Einnahmeverlusten von bis zu 50 
Milliarden Euro geführt. Inzwischen ist das Missfallen über 
diese Politik des „schlanken Staates“ unüberhörbar. Die Be-
hauptung, wir könnten uns gute Schulen, menschenwürdige 
Pflegeplätze oder bezahlbare Wohnungen und öffentlichen 
Nahverkehr nicht mehr leisten, wird angesichts des extrem 
wachsenden Reichtums Weniger immer unglaubwürdiger. 
Die Voraussetzung für einen leistungsfähigen und bürgerna-
hen öffentlichen Dienst ist ausreichendes Personal. Es besteht 
die Gefahr, dass die demografische Entwicklung im öffent-
lichen Dienst verschlafen wird. In den nächsten 15 Jahren 
scheiden 30 Prozent der Beschäftigten aus Altersgründen 

Bundestagswahl 2013

Am 22. September ist Bundestagswahl. Die politischen Anforderungen des DGB an 
die zur Wahl stehenden Parteien sind klar – Gute Arbeit, sichere Rente, ein soziales 
Europa sowie ein aktiver, handlungsfähiger Staat müssen die Ziele der kommenden 
Jahre sein. Insbesondere um Letztgenanntes erreichen zu können, bedürfe es eines 
gut ausgestatteten und leistungsstarken öffentlichen Dienstes. Was der DGB konkret 
fordert und wie die Parteien bei diesem Thema aufgestellt sind, beleuchtet das 
Magazin für Beamtinnen und Beamte in dieser Ausgabe näher.
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aus. Um qualifiziertes Personal für einen AKTIVEN STAAT ge-
winnen zu können, müssen die Arbeitsbedingungen moder-
nen Ansprüchen genügen und die Beschäftigten dazu an de-
ren Gestaltung beteiligt werden. Die bestehenden Mitbestim-
mungslücken müssen geschlossen werden. Die Abkoppelung 
des öffentlichen Dienstes von der allgemeinen Einkommens-
entwicklung und der fortgesetzte Personalabbau in vielen Be-
reichen untergraben dessen Qualität und verschlechtern die 
öffentliche Daseinsvorsorge und Infrastruktur.

Zur Stärkung der Einnahmenseite drängt der DGB zu einem 
Wandel in der Steuerpolitik: Die Wiedereinführung der Ver-
mögenssteuer, eine höhere Besteuerung von Erbschaften, die 
Anhebung der Körperschaftssteuer, die Einführung einer Fi-
nanztransaktionssteuer, die Wiederanhebung des Spitzen-
steuersatzes, die Anwendung des persönlichen Einkommen-
steuersatzes für Dividenden und andere Kapitaleinkünfte. 
Gleichzeitig müsse aber auch die Durchsetzung der Steuerge-
setze sichergestellt werden. 

Jahr für Jahr ermitteln die Finanzministerien der Län-
der, dass die tatsächliche Personalausstattung in den Finanz-
ämtern immer weiter hinter dem für eine gerechte und gleich-
mäßige Besteuerung erforderlichen Personalbedarf zurück-
bleibt. Von diesem Defizit profitieren insbesondere große 
Unternehmen und sehr vermögende Personen, die Gewinne 
und Vermögensgegenstände auf verschlungenen Pfaden 
auch über Grenzen hinweg bewegen. 

Regierungsprogramme unter der Lupe

  Politik in der Sozialen Markt-
wirtschaft ist Ordnungspolitik. Sie braucht einen verlässlichen 
Staat, der Rahmenbedingungen für einen funktionierenden 
Wettbewerb, für Rechtssicherheit und für eine gute wirt-
schaftliche Entwicklung gewährleistet. Dem Öffentlichen 
Dienst kommt dabei eine wichtige Rolle zu. CDU und CSU 
sind der Überzeugung, dass ein leistungsfähiger Öffentlicher 
Dienst und das Berufsbeamtentum wichtige Beiträge zum 
Wohlstand unseres Landes leisten. Dafür wollen wir auch 
weiter die Voraussetzungen schaffen und für die Angestellten 
und Beamten ein verlässlicher Partner sein.
Eine leistungsfähige und bürgernahe öffentliche Verwaltung 
ist ein wesentlicher Standortvorteil. Überzogene Bürokratie 
aber ist eine Wachstumsbremse. Wir wollen, dass die Unter-
nehmen ihr Geld für neue Ideen und Arbeitsplätze ausgeben 
und nicht für Bürokratie. Wir wollen deshalb überflüssige Bü-
rokratie weiter abbauen. 

  Die ungestüme Privatisierungspolitik der letzten Jahre 
hat sich nicht selten als teurer Irrweg erwiesen. Wir wider-
sprechen Privatisierungen insbesondere, wo sie den Zugang 
zu den öffentlichen Gütern behindern und das Gewaltmono-
pol des Staates infrage stellen. Privatisierungen dürfen nicht 
gegen den Willen der Bürgerinnen und Bürger durchgeführt 
werden. Die SPD steht für einen leistungsfähigen und bürger-
nahen öffentlichen Dienst mit einem modernen Berufsbeam-
tentum. 
Öffentliche Sicherheit und öffentliche Dienstleistungen sind 
die Basis für ein gutes und sicheres Leben der 
Bürgerinnen und Bürger. Um seine Leis-
tungen zu sichern, wollen wir den 
öffentlichen Dienst weiterentwi-
ckeln. Der öffentliche Dienst 
soll weiter demokratisiert und 
modernisiert werden. Die Si-
cherung von stabilen Flä-
chentarifverträgen und die 
Begrenzung des Auseinan-
derdriftens der Einkommen, 
auch im öffentlichen Dienst, 
sind Ausdruck bundesstaatlicher 
Solidarität.

FDP
Die Liberalen   Ein funktionsfähiger öffentlicher Dienst ist eine wich-
tige Säule unseres demokratischen Rechtsstaats. Wir beken-
nen uns zum Berufsbeamtentum, weil damit für die Erfüllung 
hoheitlicher Aufgaben Vorteile verbunden sind, zu denen bei-
spielsweise besondere Loyalitätspflichten und Streikverbot 
von Beamten gehören. Wir setzen uns für Verbesserungen bei 
der Mitnahme erworbener Versorgungsansprüche ein, für 
eine Flexibilisierung des Ruhestandseintritts und für eine 
Stärkung des Leistungsgedankens. Im Laufbahnrecht soll das 
Absolvieren einer Station bei einer europäischen oder inter-
nationalen Organisation deutlich stärker gewichtet werden 
als bisher.

  Es gibt viel zu tun. Aber der ökologische Umbau, 
der Bildungsaufbruch und der soziale Ausgleich können nur 
mit einem handlungsfähigen Staat gelingen. Dazu braucht 
der Staat eine solide und solidarische Finanzierung, denn 
eine Politik auf Pump können wir uns nicht mehr leisten.
Eine funktionierende öffentliche Infrastruktur, eine gut ausge-
bildete Bevölkerung und ein funktionierendes Gemeinwesen 
sind Voraussetzungen für unternehmerischen Erfolg und den 
Aufbau privaten Vermögens. Der private Reichtum in Deutsch-
land ist in den letzten 20 Jahren extrem stark angewachsen. 

TITEL

Am 22. September wählen gehen!Am 22. September wählen gehen!
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Das RentenPlus

Unsere Riester-Rente mit 
dem zusätzlichen Plus für 
Gewerkschaftsmitglieder

Riester-Rente + DGB-Vorteil = Das RentenPlus

www.das-rentenplus.de
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Die Steuern auf hohe Einkommen sowie Vermögen und Erb-
schaften sind in den letzten zwei Jahrzehnten gesunken. 
Gleichzeitig ist die öffentliche Hand auf allen Ebenen ver-
schuldet und strukturell unterfinanziert. Es ist an der Zeit, dass 
wir dieses Missverhältnis beenden. Wir können bei der Finan-
zierung öffentlicher Güter nicht mehr auf grenzenloses Wachs-
tum oder neue Schulden setzen. Wir müssen daher die Ein-
nahmen des Staates maßvoll erhöhen.

  DIE LINKE wird sich an keiner Regierung 
beteiligen, die Privatisierungen der Daseinsvorsorge oder So-
zialabbau betreibt oder deren Politik die Aufgabenerfüllung 
des öffentlichen Dienstes verschlechtert.
Der öffentliche Dienst und die öffentlichen Unternehmen 
müssen sich am gesellschaftlichen Bedarf orientieren. Unter 
anderem heißt das: Es wird kein Personal mehr abgebaut. 
Verwaltungen werden entsprechend dort umgebaut oder auf-
gestockt, wo der Bedarf sich geändert hat. Der öffentliche 
Dienst ist Vorbild in Sachen Ausbildung. Der Anteil von Be-

schäftigten mit Migrationshintergrund soll erhöht werden, 
auch um dort, wo es den Bedarf gibt, die Mehrsprachigkeit in 
der Verwaltung zu gewährleisten. 
Die Beschäftigten in der Verwaltung, in öffentlichen Einrich-
tungen und Unternehmen müssen Einfluss auf deren Ent-
wicklung nehmen können, also an Entscheidungen in den 
Einrichtungen und Unternehmen direkt beteiligt werden.

Am 22. September wählen gehen!
Jede Stimme für eine soziale, arbeitnehmerfreundliche Politik 
zählt. „Der DGB fordert einen Politikwechsel, damit wieder 
die Menschen im Mittelpunkt stehen und nicht die Märkte, 
Arbeit wieder die Wertschätzung erfährt, die sie verdient, und 
die Würde der arbeitenden Menschen respektiert wird“, so 
Michael Sommer im Wahlaufruf des DGB. Nur wer wählen 
geht, könne auch etwas verändern. 

	Die Forderungen des DGB zur Bundestagswahl 2013  
finden Sie unter www.dgb.de/btw2013. Hier gibt es auch  
die DGB-Broschüre „Wahl-Info“, in der die Wahlprogramme  
der Parteien mit den DGB-Forderungen abgeglichen werden. 

TITEL
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AUS DEM BUND

Bund

Führungspositionen weiterhin  
in Männerhand  
Von einer Gleichstellung der Geschlechter 
kann in Bundesbehörden noch immer keine 
Rede sein. 2012 betrug der Frauenanteil in den 
oberen Hierarchieebenen der Bundesbehörden 
18,5 Prozent. Diese Zahl nannte die Bundesre-
gierung auf eine schriftliche Frage der frauen-

politischen Sprecherin der Bundestagsfraktion 
von Bündnis 90/Die Grünen, Monika Lazar. „Es 
ist und bleibt ein Trauerspiel“, kommentierte 
diese die Antwort und forderte, das Bundes-
gleichstellungsgesetz effektiver an zuwenden. 
Bei einigen Ministerien müsse genauer auf die 
Einstellungskriterien geschaut werden.
Nach mehr als 25 Jahren Förderung mit dem 
Ziel der Gleichstellung der Geschlechter halte 
sich der Fortschritt beim Anteil von Frauen in 
Führungspositionen noch immer in Grenzen, 
kritisiert auch der Deutsche Frauenrat die Situ-
ation. Nicht einmal 20 Prozent der Posten auf 
Leitungs- und Abteilungsleitungsebene in Bun-
desministerien und den dazugehörenden Be-
hörden seien mit Frauen besetzt. Die Politik 
hinke also ihrer eigenen Forderung nach einer 
Frauenquote in der Wirtschaft von 30 Prozent 
weit hinterher.
Den höchsten Frauenanteil weist das Bildungs- 
und Forschungsministerium mit 65,4 Prozent 
vor. Im Frauenministerium ist mit einem Anteil 
von 50 Prozent die Parität der Geschlechter 
erreicht. Am schlechtesten schneidet das Ver-

kehrsministerium ab. Dort sind von 185 Lei-
tungs- und Abteilungsleitungsstellen nur 13 
mit Frauen besetzt. Die Angaben basieren auf 
Daten des Statistischen Bundesamtes für das 
erste Halbjahr 2012. Gezählt wurden Beam-
tinnen ab Besoldungsgruppe B9 und A16 und 
Tarifbeschäftigte ab E15Ü. Einbezogen sind 
auch Ministerinnen, Parlamentarische Staats-
sekretärinnen sowie Richterinnen am Bundes-
verfassungsgericht.

Bund

Schleusenwärter kämpfen  
um Arbeitsplätze
ver.di und mehrere Bundesministerien – betei-
ligt sind das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung, das Bundesfinanz- 
sowie das Bundesinnenministerium – haben 
im Konflikt um den Umbau der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung (WSV) Gespräche auf-
genommen. Daher hat die Gewerkschaft die 
für Anfang September angekündigten bundes-
weiten Streiks der Beschäftigten in der WSV 
vorerst ausgesetzt. Die vorgelegte Erklärung 
der Ministerien biete Anknüpfungspunkte für 
weitere Gespräche, sagte ver.di-Bundesvor-
stand Achim Meerkamp. So soll das Papier un-
ter anderem Aussagen zum Ausschluss be-
triebsbedingter Kündigungen und von Verset-
zungen gegen den Willen der Betroffenen 
enthalten. Von einem Durchbruch in der Ausei-
nandersetzung mit dem Bund könne jedoch 
nicht die Rede sein. ver.di möchte einen Tarif-
vertrag abschließen, um die Beschäftigten bei 

der geplanten Umstrukturierung der WSV ab-
zusichern. Bis zum Jahr 2020 soll die Zahl der 
Behörden von 53 auf 34 sinken. ver.di zufolge 
sind dadurch 3.000 der 12.000 Stellen in der 
WSV bedroht. Die Gewerkschaft will sich nicht 
auf die Zusage von Bundesverkehrsminister 
Peter Ramsauer (CSU), dass es keine Entlas-
sungen geben werde, verlassen. Rechtssicher-
heit biete nur ein Tarifvertrag, so ver.di.
Bereits im Juli und August hatten hunderte 
Schleusenwärter an Flüssen und Kanälen in 
mehreren Bundesländern gestreikt. Da sich 
kein Ergebnis in der Auseinandersetzung ab-
zeichnete, wollte ver.di die Streiks ausweiten, 
um den Druck auf den Bund zu erhöhen. 

Bundeswehr

ver.di kritisiert „Vorzeigeprojekt“  
Beihilfeabrechnung 
Im Rahmen der Bundeswehrstrukturreform 
wur den und werden zivile Aufgaben der Wehr-
bereichsverwaltung auf andere Behörden der 
Bundesverwaltung übertragen. Hierzu gehört 
unter anderem die Bearbeitung der Beihilfean-
träge von beihilfeberechtigten Bundeswehran-
gehörigen. Seit dem 1. Juli 2013 ist das Bun-
desverwaltungsamt (BVA) für diese Aufgabe 
zuständig. Für die Beihilfebearbeitung ist zu-
nächst Personal der Bundeswehr an das BVA 
abgeordnet, später soll es zum anderen Ressort 
versetzt werden. Wie sich jetzt zeigt, entwickelt 
sich das Projekt zunehmend problematisch.
Die Aufgabenverlagerung habe bereits lange 
im Voraus dazu geführt, dass sich viele Beschäf-
tigte auf andere freie Dienstposten in der Bun-
deswehr erfolgreich „weg“ beworben hätten, 
so die ver.di-Frakion im Hauptpersonalrat des 
Bundesverteidigungsministeriums (HPR BMVg). 
Für das verbliebene Personal habe dies eine 
noch höhere Belastung zur Folge als vorher, 
als auch schon Personalknappheit herrschte. 
Im aktuellen Newsletter der ver.di-Fraktion im 
HPR BMVg heißt es dazu: „Als Ergebnis dieser 
personellen Fehlplanung können Beihilfean-
träge erst nach monatelanger Wartezeit zur 
Berechnung und Auszahlung gebracht wer-
den. Das bedeutet auch, dass Bundeswehran-
gehörige auf den Kosten ihrer Arzt- u. Heilmit-
telrechnungen sitzen bleiben. Uns ist bekannt 
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geworden, dass es bereits Fälle in den unteren 
Besoldungs- und Gehaltsgruppen sowie bei 
Pensionärinnen und Pensionären gibt, die da-
durch in finanzielle Schieflage geraten sind. Es 
mussten und müssen Kredite aufgenommen 
werden, um den Verbindlichkeiten nachzu-
kommen. Für ver.di ist dies ein unhaltbarer Zu-
stand! Wir fragen uns, wo bleibt hier die Für-
sorgepflicht des Dienstherrn Bundeswehr?“ 
Inzwischen sei ein Rückstand von mehr als 
60.000 Anträgen aufgelaufen, der nun durch 
weitere abgeordnete Bundeswehrangehörige 
sowie Mehrarbeit abgearbeitet werden solle. 
ver.di kritisiert, dass die Detailvereinbarung 
Personal zwischen BMVg, Bundesinnenminis-
terium (BMI) und Bundesfinanzministerium 
(BMF) am 5. Juni 2013 trotz Ablehnung des 
HPR beim BMVg unterzeichnet wurde.
Die Vorgeschichte zu dieser Entwicklung be-
ginnt am 2. November 2012. Damals unter-
zeichneten die Staatssekretäre des BMVg, des 
BMI und des BMF eine Rahmenvereinbarung 

zur Aufgaben- und Personalübertragung. Am 
8. November 2012 wies der Haushaltsaus-
schuss des Bundestages bereits darauf hin, 
dass die Aufgabenverlagerung zu Mehrauf-
wendungen für IT-Investitionen und -unterhal-

tung führen würde und zudem eine gesamt-
wirtschaftliche Betrachtung fehle. 

	Weitere Informationen unter  
bund-laender.verdi.de/fachgruppen/ 
bundeswehr/hauptpersonalrat

AUS DEM BUND

anders als andere

Kennen Sie Ihre Versorgungsansprüche ?
− bei Dienstunfähigkeit durch Krankheit oder Dienstunfall und im Ruhestand

Die oftmals komplizierten Regelungen der Beamtenversorgung sind nicht immer  
leicht zu verstehen. Wir berechnen daher für Sie Ihre individuellen Versorgungs-
ansprüche und bieten für Ihren persönlichen Bedarf die passenden Lösungen.

Sprechen Sie uns an, wir informieren Sie gerne.

Debeka-Hauptverwaltung
Ferdinand-Sauerbruch-Str. 18
56058 Koblenz
Telefon (02 61) 4 98 - 0
www.debeka.de

Traditioneller Partner des öffentlichen DienstesLebensversicherungsverein a. G.

Debeka 

Lebensversicherungs-

verein a. G. (03/2013)

Debeka 

Krankenversicherungs-

verein a. G. (03/2013)

Debeka Allgemeine

Versicherung AG (03/2013)

160x128_4c_Versorgungsansprüche.indd   1 10.09.2013   14:41:33

In Kraft

Am 4. September ist das Gesetz über die Gewährung eines Altersgelds für freiwil-
lig aus dem Bundesdienst ausscheidende Beamte, Richter und Soldaten in Kraft ge-
treten. Der Bundestag hatte den entsprechenden Gesetzentwurf bereits im April 
verabschiedet, danach hatte aber der Bundesrat den Vermittlungsausschuss ange-
rufen. Dessen Formulierungsvorschläge wurden in den Gesetzestext übernommen. 
Bei einem freiwilligen Ausscheiden aus dem Bundesbeamtenverhältnis bleiben nun 
die bereits erworbenen Versorgungsansprüche – allerdings durch einen Kürzungs-
faktor vermindert – bestehen.
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INTERVIEW

magazin // Sie haben eine Debatte über die Kosten der Beamtenversor-
gung in den Bundesländern angeregt. Ihre Amtskollegen lehnten eine 
gemeinsame Lösung ab. Ist Ihr Vorstoß damit schon wieder beendet?
Winfried Kretschmann// Das denke ich nicht. Wir müssen ja nicht nur in 
Baden-Württemberg den Haushalt sanieren. Auch die anderen Länder 
müssen die Schuldenbremse einhalten und stehen da vor großen Her-
ausforderungen. Dabei können wir die steigenden Pensionslasten nicht 
aus dem Blick lassen.

magazin // Sie sind ehemaliger Beamter. Warum gehen Sie bei diesem 
Thema derart in die Offensive?
Winfried Kretschmann// Ich habe als Ministerpräsident die Verantwor-
tung für eine zukunftsorientierte Haushalts- und Finanzpolitik unseres 
Landes. Wir haben ein strukturelles Defizit von 2,5 Milliarden Euro vor-
gefunden. Und wir haben eine Schuldenbremse ab 2020. Nachdem die 
Personalausgaben über 40 Prozent der Gesamtausgaben des Landes-
haushalts ausmachen, ist eine Haushaltskonsolidierung ohne Ein-
schnitte beim Personalkörper also schlicht nicht machbar. Mit dieser 
Aussage gehe ich nicht übermäßig in die Offensive, das sind einfach 
die Tatsachen. Zudem sind in der Zukunft mehr als 70 Milliarden Euro 
an Versorgungslasten bisher nicht finanziert.

magazin // Wie will Baden-Württemberg die Pensionsausgaben redu-
zieren?
Winfried Kretschmann// Wie wir das genau umsetzen, ist noch nicht 
entschieden. Denkbar wäre zum Beispiel eine moderate Absenkung 
des Versorgungsniveaus, aber nur im Rahmen einer gemeinsamen 
Strategie aller Bundesländer.

magazin // Müssen baden-württembergische Beamtinnen und Beamte 
damit rechnen, im Alter nicht mehr angemessen versorgt zu werden?

Winfried Kretschmann// Beamtinnen und Beamte werden auch künftig 
im Alter angemessen versorgt werden. Dies ist auch verfassungsrechtlich 
garantiert und diese verfassungsrechtlichen Schranken werden wir na-
türlich beachten. Dennoch muss es erlaubt sein, moderate Anpassungen 
bei der Beamtenversorgung vorzunehmen. Außerdem darf der Abstand 
der Beamtenversorgung zur Rentenentwicklung nicht zu groß werden.

magazin // Wie stark sparen Sie durch die verzögerte Besoldungserhö-
hung bei den Altersbezügen der Beamtinnen und Beamten?
Winfried Kretschmann// Wir haben bei der Versorgungsrücklage nichts 
eingespart, sondern diese deutlich erhöht. Die Versorgungsbezüge der 
Ruhegehaltsempfänger erhöhen sich mit entsprechender zeitlicher Ver-
schiebung und unter Berücksichtigung des jeweiligen Ruhegehaltssat-
zes. Da sich das Ruhegehalt an den letzten Aktivbezügen orientiert, er-
geben sich für Beamtinnen und Beamte, die erst nach der vollständigen 
Umsetzung der Besoldungserhöhung in den Ruhestand treten, durch die 
zeitliche Verschiebung keine Auswirkungen auf ihre Altersversorgung.

magazin // Wie viel Geld sparen Sie dadurch, dass die Tariferhöhung 
zeitverzögert auf die Besoldung übertragen wird?
Winfried Kretschmann// Wir übertragen das Ergebnis zwar zeitlich so-
zial gestaffelt, aber inhaltsgleich. Die tatsächlichen Mehrkosten liegen 
in 2013 rund 178 Millionen Euro und in 2014 noch um rund zwei Mil-
lionen Euro niedriger als wir dies in den Haushalt eingepreist hatten.
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Winfried Kretschmann ist der erste Ministerpräsident der Par-
tei Bündnis 90/Die Grünen in Deutschland. Der frühere Lehrer 
kam 2011 in Baden-Württemberg ins Amt. Die Grünen regieren 
das Land in einer Koalition mit der SPD. Kretschmann, Jahrgang 
1948, ist verheiratet und hat drei Kinder.

»Moderate Anpassung 
muss erlaubt sein«

Baden-Württembergs Ministerpräsident Winfried Kretschmann  
fordert eine gemeinsame Strategie der Bundesländer, um steigenden  

Pensionsausgaben zu begegnen. Das Magazin für Beamtinnen  
und Beamte befragte den  Politiker zu seinen Vorschlägen.
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Baden-Württemberg

Mitbestimmung geht DGB 
noch nicht weit genug
Der DGB bewertet den Entwurf für ein neues 
Landespersonalvertretungsrecht in Baden-
Württemberg „grundsätzlich positiv“. Lande-
schef Nikolaus Landgraf sprach von einem 
„großen Schritt in die richtige Richtung – 
auch wenn wir uns weitere Verbesserungen 
wünschen“. Er hebt etwa hervor, dass die 
Möglichkeiten, Dienstvereinbarungen schlie-
ßen zu können, erweitert werden sollen. Ein 

großer 
Fortschritt 

im Vergleich 
zum Eckpunkte-

papier aus dem Vor-
jahr sei beispielsweise die 

Einrichtung eines Wirtschafts-
ausschusses, der sich mit den Finan-

zen und der wirtschaftlichen Lage der Dien-
stelle sowie deren Auswirkungen auf die  
Personalplanung befassen wird. Mehr Mitbe-
stimmungsrechte fordert der DGB in Perso-
nalangelegenheiten. Diese waren im Zuge der 
Dienstrechtsreform 2011 eingeschränkt wor-
den. 
Außerdem kritisiert der DGB in seiner Stel-
lungnahme zum Gesetzentwurf zahlreiche 
Ausnahmeregelungen beim Beschäftigtenbe-
griff und fordert, sämtliche Hochschulbeschäf-
tigten, Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter so-
wie Personal mit Werkverträgen unter das 
Mitbestimmungsgesetz fallen zu lassen. Der 
DGB erwartet zudem, die Erhöhung des Frei-
stellungskontingents. Die Zahl der Freistellun-
gen müsse sich nach der Zahl der Beschäftig-
ten richten, nicht nach der Größe des jeweili-
gen Personalrats.

Bayern

Schuldenbremse jetzt auch 
in Bayerns Verfassung
Das Ergebnis des Volksentscheids vom 15. 
September ist deutlich: Die Bürgerinnen und 
Bürger in Bayern stimmen der Aufnahme einer 
Schuldenbremse in die bayerische Verfassung 
zu. Zuvor hatte die GEW davor gewarnt, öf-
fentliche Haushalte dem „Diktat der Schul-
denbremse“ zu unterwerfen. Daraus resultiere 
eine Spar- und Kürzungspolitik, gab sie zu be-
denken. Die Schuldenbremse sei bereits im 
Grundgesetz für die Haushalte des Bundes 
und der Länder verankert und müsse in Bayern 
nicht noch zusätzlich Verfassungsrang erhal-
ten. Der DGB verweist darauf, dass die ersten 
Länder, die das Instrument in ihre Verfassun-
gen aufgenommen haben, schon unter Druck
geraten. Baden-Württemberg beispielsweise
müsste 30.000 Stellen im Landesdienst ab-
bauen, um den Haushalt zu sanieren.           

Berlin

Kosten für Schulfahrten   
werden erstattet 
Berliner Lehrerinnen und Lehrer müssen bei 
Klassenfahrten nicht mehr den Großteil ihrer 
Kosten selbst tragen. Die Pädagoginnen 
und Pädagogen haben Anspruch auf Er-
stattung der Ausgaben, wie sowohl das 
Oberverwaltungsgericht Münster als 
auch das Bundesarbeitsgericht feststell-
ten. Nach diesen Urteilen regelt die Ber-
liner Bildungsverwaltung die Übernah-
me der Kosten jetzt neu. Sowohl verbe-
amtete als auch angestellte Lehrerinnen 
und Lehrer bekommen die Auslagen für 
die An- und Abreise zum günstigsten 
Tarif künftig bezahlt. Für Unterkunft 
und Verpflegung gibt es eine Tagespau-
schale von 15 Euro. Berücksichtigt wer-
den auch Auslagen für Eintrittsgeld und 
Fahrscheine. Bislang bekamen Lehrer nur ei-
nen Bruchteil der Ausgaben ersetzt, weil die 
Schulen nur kleine Budgets für Reisen hatten. 
Die Bildungsverwaltung will nun den Etat von 
624.000 Euro auf 2,56 Millionen Euro im 
kommenden Jahr erhöhen.

Brandenburg

GEW: Zu wenige Lehrer eingestellt 
Die erfolgten Neueinstellungen an Branden-
burger Schulen reichen aus Sicht der GEW 
nicht aus. Mit den 550 unbefristeten Arbeits-
verhältnissen für Lehrkräfte in diesem Schul-
jahr entspanne sich die Personalsituation nicht. 
Rund 800 Lehrerinnen und Lehrer, die in den 
Ruhestand versetzt worden sind, würden da-
mit nicht in vollem Umfang ersetzt. Mehr als 
300 weitere Neueinstellungen wären aus 
Sicht der GEW notwendig. Die Gewerkschaft 
fordert außerdem, dass Schulen eine größere 
Reserve für die Vertretung kranker Lehrerin-
nen und Lehrer bekommen und Arbeitsverträ-
ge nicht mehr befristet werden. 

Bremen

Protestaktion gegen  
weitere Kürzungen  
Ein Ende der Kürzungspolitik im öffentlichen 
Dienst fordern die Gewerkschaften mit einer 
Protestaktion in Bremen. ver.di, GEW und GdP 
rufen mit dem Slogan „Ausgepresst und sauer“ 
zur Kundgebung am 25. September auf dem 
Marktplatz auf. Der Protest richtet sich an die 
Abgeordneten der Bürgerschaft, die im De-

zember gegen den nächsten Sparhaushalt 
stimmen sollen. Die Gewerkschafter fordern 
zudem die zeit- und inhaltsgleiche Übertra-
gung des Tarifergebnisses auf die Beamtinnen 
und Beamten, zusätzliche Stellen sowie unbe-
fristete Arbeitsverhältnisse.

 

» EIN GROSSER SCHRITT IN DIE 

 RICHTIGE RICHTUNG – AUCH 

WENN WIR UNS WEITERE  

VERBESSERUNGEN  

WÜNSCHEN «
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Hamburg

Personalräte sollen wieder  
mehr Rechte erhalten
Hamburgs Senat hat den Entwurf für ein neues 
Personalvertretungsgesetz verabschiedet. Der 
Senat halte Wort und bringe die überfällige 
Novellierung in Gang, so der Vorsitzende des 
DGB Hamburg, Uwe Grund. Er begrüße, dass 
die Mitbestimmungsrechte der Personalräte er-
weitert werden sollen, nachdem der CDU-Se-
nat diese im Jahr 2005 dramatisch zusammen-
gestrichen habe. Der Personalrat soll künftig 
für alle innerdienstlichen Belange zuständig 
sein. Nach dem Regierungswechsel 2011 hatte 
die Bürgerschaft auf Antrag der SPD den Senat 
aufgefordert, ein neues Gesetz vorzulegen. Das 
nun folgende Beteiligungsverfahren will der 
DGB nutzen, um im Detail nachzubessern.

Hessen

DGB: Besoldung muss Tarif folgen
Änderungen am Gesetzentwurf für die Beam-
tenbesoldung fordert der DGB Hessen. Das Tari-
fergebnis müsse zeit- und inhaltsgleich auf die 
Beamtinnen und Beamten übertragen werden. 
Das bedeute, inklusive der Einmalzahlungen 
von 450 Euro in diesem und 225 Euro im kom-
menden Jahr. Außerdem gehöre hierzu die An-
passung der Arbeitszeit an die tarifvertraglich 
vereinbarten 40 Wochenstunden. Hes sens Be-
amtenschaft arbeitet 42 Stunden pro Woche. 
Die Betroffenen seien keine Beschäftigten zwei-
ter Klasse, mahnte der DGB-Bezirksvorsitzende 
Stefan Körzell. Er dankte den Landtagsfraktio-
nen, die im Innenausschuss eine öffentliche An-
hörung des Entwurfs zum Besoldungsgesetz 
beantragt hatten. Auf diese Weise würden sie 
das Beteiligungsverfahren der Gewerkschaften 
nachholen. Körzell rügte, der Innenminister 
habe das Beteiligungsverfahren umgangen, in-
dem nicht er, sondern die Regierungsfraktionen 
den Gesetzentwurf vorgelegt haben. 

Mecklenburg-Vorpommern

CDU will Tarifergebnis übertragen
Im Streit um die Erhöhung der Beamtenbesol-
dung in Mecklenburg-Vorpommern zeichnet 

sich ein Wandel ab. Der Regierungspartner 
CDU zeigt sich bereit, das Tarifergebnis für 
den öffentlichen Dienst vollständig auf die Be-
amten zu übertragen. Seine Fraktion habe sich 
dem nicht verschlossen, sagte der Haushalts-
experte Dietmar Eifler im Landtag. Die Union 
trage den bisherigen Beschluss aus Gründen 
der Zusammenarbeit in der Koalition mit der 
SPD mit, erklärte Eifler. Finanzministerin Heike 
Polzin (SPD) bekräftigte bei der 1. Lesung des 
Entwurfs des Besoldungsgesetzes ihren Vor-
schlag, der eine zeitverzögerte und verringerte 
Anpassung der Besoldungs- und Versorgungs-
bezüge vorsieht. Die Betroffenen sollen rück-
wirkend zum 1. Juli zwei Prozent mehr Gehalt 
plus 25 Euro bekommen. Die Gewerkschaften 
fordern die Gleichbehandlung der Beschäftig-
ten und protestieren seit Monaten gegen die 
Pläne der Landesregierung. Inzwischen sicher-
te Ministerpräsident Erwin Sellering (SPD) der 
GdP nach einer mehrtägigen Protestaktion 
von Polizistinnen und Polizisten vor der Schwe-
riner Staatskanzlei Gespräche zu.

Niedersachsen

Mehr Geld für Wahlbeamte
Ländräte und Bürgermeister in Niedersachsen 
können mit einer höheren Besoldung rechnen. 
Die Landesregierung hat die Ämter der kom-
munalen Beamtinnen und Beamten auf Zeit 
den Besoldungsgruppen neu zugeordnet. Im 
Entwurf für die neue kommunale Besoldungs-
verordnung wurden Hauptverwaltungsbeam-
tinnen und -beamte eine Besoldungsgruppe 
höher eingeordnet oder durch eine entspre-
chende Amtszulage höher eingestuft. Zur Be-
gründung heißt es, damit werde ihrer größeren 
politischen Verantwortung in der Kommunal-
verwaltung, die sich aus der Direktwahl ergibt, 
Rechnung getragen. Größere Kommunen sol-
len auf diese Weise leichter qualifizierte Be-
werberinnen und Bewerber für die Leitungs-
ebene gewinnen können. Außerdem ist vorge-
sehen, die Höhe der Besoldung künftig nicht 
mehr vom Dienstalter abhängig zu machen. 
Diese Differenzierung sei nicht mehr sach-
gerecht, weil von den Wahlbeamten keine Be-
rufserfahrung verlangt werde, erklärt die Lan-
desregierung. Die Einkommenszuwächse be-

tragen monatlich zwischen 387 und 482 Euro. 
Mit der neuen Verordnung kommt die Landes-
regierung nach eigener Aussage einer Forde-
rung der kommunalen Spitzenverbände nach. 
Die Neuregelung soll 2014 in Kraft treten.

Nordrhein-Westfalen

Widerspruch gegen Besoldung  
Beamtinnen und Beamte aus Nordrhein-
Westfalen sollen Widerspruch 
gegen ihre Besoldung 
einlegen. Dazu for-
dern der DGB und 
seine Mitglieds-
gewerkschaften 
des öffentlichen 
Dienstes be-
amtete Be-
schäftigte ab 
Be so l dungs -
gruppe A11 auf. 
Sie haben Muster-
schreiben für den 
Widerspruch auf ihren 
Internetseiten bereitge-
stellt. Die Gewerkschaf-
ten erachten das Gesetz 
zur Besoldungs- und Versor-
gungsanpassung als verfas-
sungswidrig und wollen dies 
gerichtlich feststellen lassen. Die-
ses sieht vor: Das Tarifergebnis des 
öffentlichen Dienstes der Länder 
wird auf die Beamtinnen und Beamte 
bis A10 übertragen, die Besoldungs-
gruppen A11 und A12 erhalten 2013 so-
wie 2014 je ein Prozent und ab A13 gibt es 
in diesen Jahren Nullrunden.

Rheinland-Pfalz

Ärger über Anhebung der 
Regelaltersgrenze
Mit der Nachricht über die längere Lebensar-
beitszeit für Beamtinnen und Beamte in 
Rheinland-Pfalz hat die Landesregierung die 
Gewerkschaften verstimmt. „Ich bin außeror-
dentlich überrascht und verärgert, aus der 
Presse zu erfahren, dass die Altersgrenze für 
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Absender: 

________________________ 

________________________ 

________________________ 
 

 
 

 
Datum: ________________ 

 
 

 
An das 

Landesamt für Besoldung und 

Versorgung des Landes NRW  

 
40192 Düsseldorf 

 
 

 
Geltendmachung amtsangemessener Besoldung/Versorgung 

 
Personal-Nr.: _________________ 

 
 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
meine gegenwärtigen Bezüge/Versorgung in der Besoldungsgruppe A …… entsprechen nicht 

dem Grundsatz amtsangemessener Alimentation gemäß Art. 3
3 Abs.5 GG. 

 
Ich beantrage daher, eine nachträgliche Anpassung meiner Besoldung/Versorgung – unter 

Berücksichtigung der Tariferhöhungen für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes im 

Lande Nordrhein-Westfalen für die Jahre 2013/14 – vorzunehmen und lege 

 

Widerspruch 

 

gegen meine mir gewährte – verfassungswidrige – Besoldung/Versorgung ein. 

 
 

Begründung: 

 
Die gegenwärtige Höhe der Besoldung/Versorgung im Land NRW in meiner Besoldungs-

gruppe entspricht insgesamt nicht mehr dem Grundsatz amtsangemessener Alimentation. 

Danach hat der Dienstherr die Beamtinnen und Beamten sowie ihre Familien lebenslang an-

gemessen zu alimentieren und ihnen nach dem Dienstrang, nach der mit dem jeweiligen Amt 

verbundenen Verantwortung und nach Maßgabe der Bedeutung des Berufsbeamtentums für 

die Allgemeinheit entsprechend der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finan-

ziellen Verhältnisse und des allgemeinen Lebensstandards einen angemessenen Lebensun-

terhalt zu gewähren. 

 

Musterschreiben  
für den Widerspruch

im Internet unter
nrw.dgb.de/themen
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Beamte angehoben werden soll“, empört sich 
der Landesvorsitzende des DGB, Dietmar Mu-
scheid. Das Eintrittsalter in den Ruhestand soll 
ab 2016 schrittweise von 65 auf 67 steigen. 

Ausnahmen soll es für Lehrkräfte sowie Be-
schäftigte der Polizei und Feuerwehr geben. 
Muscheid verweist auf den Koalitionsvertrag 
von Rot-Grün. Darin ist vereinbart, dass vor ei-
ner Anhebung der Regelaltersgrenze flexible 
Übergänge in den Ruhestand geprüft werden 
sollen. Muscheid fordert die Landesregierung 
umgehend zu Gesprächen mit den Gewerk-
schaften auf. Eine Anhebung der Altersgrenze 
per Presseerklärung wäre ein Vertrauens-
bruch, sagt er. „Das Maß ist voll.“ Bereits die 
Begrenzung der Besoldungserhöhung auf jähr-
lich ein Prozent und der angekündigte Stel-
lenabbau seien eine unzumutbare Belastung 
für die Landesbeschäftigten. Geplant ist ein 
Abbau von 1.575 Stellen bis zum Jahr 2015.

Saarland

GdP: Personalausstattung überprüfen
Die GdP sieht die Neuorganisation der saar-
ländischen Polizei vor einer Bewährungspro-
be. Grund ist das Interventionskonzept, das in 
den Inspektionen im Oktober eingeführt wird. 
Aufgrund des geplanten Personalabbaus wer-
den nachts künftig neun Inspektionen nicht 

mehr ständig besetzt sein. Bis 2020 sollen 300 
Planstellen wegfallen. In den neun Dienststel-
len werden pensionierte Polizistinnen und Po-
lizisten daher nicht mehr ersetzt. Vielmehr 
müssen Polizistinnen und Polizisten der be-
nachbarten Dienststellen nach einem Inter-
ventionsplan dafür Sorge tragen, dass Einsatz-
kräfte unterwegs sind. „Wir müssen abwarten, 
ob es funktioniert, wenn nicht, müssen wir 
uns verändern“, sagt der GdP-Landesvorsit-
zende Reinhold Schmitt. Er und sein Stellver-
treter Ralf Porzel berichten von akuter Perso-
nalnot und andauernder Belastung der Betrof-
fenen „auf höchstem Niveau“. Sie sprechen 
sich dafür aus, die Personalausstattung An-
fang 2014 wieder zu prüfen. Die im März 
2012 eingeleitete Neuorganisation, an deren 
Modell die GdP mitgewirkt hat, soll die Arbeit 
der Polizei trotz weniger Personals effizienter 
machen.

Sachsen

Experten kritisieren Entwurf 
zur Dienstrechtsreform
Sachverständige teilen die Kritik der Gewerk-
schaften an der geplanten Dienstrechtsreform 
in Sachsen. Die Chance sei vertan, ein moder-
nes Beamtenrecht zu schaffen, äußerten sie 
bei der Anhörung zum Gesetzentwurf im Fi-
nanzausschuss des Landtags. So hob Prof. Dr. 
Sabrina Schönrock von der Hochschule für 
Wirtschaft und Recht Berlin die Personalent-
wicklung hervor und stellte klar, dass Konzep-
te erforderlich seien, damit der öffentliche 
Dienst attraktiv für Nachwuchskräfte bleibe 
und dem drohenden Fachkräftemangel entge-
genwirkt werden könne. Kritik wurde auch an 
der leistungsgerechten Besoldung laut. Zu-
schläge dürften kein Ausgleich für ein grund-
sätzlich zu niedriges Gehaltsniveau sein, hieß 
es. Die GEW-Landesvorsitzende Sabine Gerold 
wies auf eine verpasste Chance hin, mit der 
Neuordnung des Dienstrechts auch die Situa-
tion für Lehrer zu klären. Sie seien keine Be-
amtinnen und Beamten, würden aber immer 
dann so behandelt, wenn das Beamtenrecht 
den Interessen der Staatsregierung entgegen-
komme. Das betreffe vor allem die Eingruppie-
rung. Die Anmerkungen der Sachverständigen 

sollen in die folgenden Beratungen über den 
Gesetzentwurf einfließen. 

Sachsen-Anhalt

GEW warnt vor Stellenkürzung 
Die GEW sorgt sich wegen knapper werden-
der Ausbildungsstellen für angehende Lehre-
rinnen und Lehrer in Sachsen-Anhalt. Im Haus-
haltsentwurf für 2014 ist die Reduzierung der 
Referendariatsstellen von jährlich 620 um 200 
vorgesehen. Thomas Lippmann, Vorsitzender 
der GEW Sachsen-Anhalt, spricht von planlo-
sen Kürzungsvorschlägen des Finanzministers 
Jens Bullerjahn (SPD) und fordert, dass bei 

weiter steigenden Schülerzahlen in den kom-
menden Jahren alle ausscheidenden Lehrerin-
nen und Lehrer durch Neueinstellungen er-
setzt werden müssen. Das seien 600 bis 800 
Pädagogen. Die Ausbildung im Vorbereitungs-
dienst müsse daher ausgeweitet werden. Die 
GEW erwartet, dass die Landtagsabgeordne-
ten bei den Haushaltsberatungen die Kür-
zungspläne verwerfen und sich für eine aus-
reichende Zahl an Referendariatsplätzen ein-
setzen. 
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  IST VOLL «

Dietmar Muscheid
Vorsitzender DGB-Bezirk West 

Fo
to

: D
G

B

Fo
to

: i
st

oc
kp

ho
to

.d
e/

M
ar

sB
ar

s 



13 magazin für beamtinnen und beamte

Schleswig-Holstein

Löhne im Nahverkehr steigen  
Beschäftigte im öffentlichen Personennahver-
kehr in Schleswig-Holstein bekommen mehr 
Geld. ver.di hat für sie einen Tarifabschluss er-
zielt, der 4,9 Prozent mehr Gehalt vorsieht. 
Die Laufzeit beträgt 18 Monaten. Mit dem 
Lohnzuwachs zeigt sich der Verhandlungsfüh-
rer des ver.di-Bezirks Nord zufrieden: „Das ist 
ein Tarifabschluss, der sich sehen lassen kann 
und nur dadurch möglich wurde, weil die Be-
schäftigten eine hohe Streikbereitschaft ge-
zeigt haben“, sagte Gerhard Mette.     
             
Thüringen

Polizeigewerkschaften  
warnen vor Kollaps
Thüringens Innenminister hat einen zusätzli-
chen Stellenabbau bei der Polizei ausgeschlos-

sen. Die Polizeigewerk-
schaften begrüßen, dass 
sich Jörg Geibert (CDU) 
damit „deutlich auf die 
Seite der Berufsvertre-
tungen stellt“. Doch 
auch der bereits be-
schlossene Stellenab-
bau sei nicht vertretbar, 
fügen GdP und DPolG 
hinzu. Der Kollaps bei der 
Polizei stehe unmittelbar be-
vor. Daher müssten die Einsparun-
gen reduziert und das Tempo beim 
Stellenabbau verlangsamt werden, so die 
beiden Polizeigewerkschaften. „Wir fordern 
die Landesregierung auf, die Einstellungszah-
len der unmittelbar kommenden Jahre noch 
einmal nach oben zu korrigieren.“ Bislang 
plant die Landesregierung, bis 2020 rund 900 
Stellen bei der Polizei zu streichen.
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DGB Das RentenPlus: Riester-Rente zum Spezialtarif
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Jetzt informieren:
www.bezuegekonto.de oder Tel. 0 800/40 60 40 160 (kostenfrei)

DGB Das RentenPlus:   

Spezialtarif mit 

40 % Rabatt

  40 % Rabatt auf den Ausgabeaufschlag über die gesamte Laufzeit  
und alle Vorteile der UniProfiRente:

 •  Attraktive Ertragschancen bei 100 % Garantie 
Ihre Einzahlung und staatliche Zulagen sind zu Beginn der Auszahlphase garantiert.  
Während der Ansparphase unterliegt die Anlage marktbedingten Kursschwankungen.

 •  Staatliche Förderung1)

 • 200,– Euro einmaliger Bonus für Berufseinsteiger bis 25 Jahre

Ausführliche produktspezifische Informationen entnehmen Sie bitte den Sonderbedingungen zum Altersvorsorgevertrag. Hinweise zu Chancen und Risiken der  
zugrunde liegenden Fonds entnehmen Sie bitte den aktuellen Verkaufsprospekten, den Vertragsbedingungen, den wesentlichen Anlegerinformationen sowie den 
Jahres- und Halbjahresberichten, die Sie kostenlos in deutscher Sprache bei Ihrer BBBank eG, Herrenstraße 2–10, 76133 Karlsruhe (Telefon 07 21/141-0 oder  
www.bbbank.de) oder über den Kundenservice der Union Investment Service Bank AG, Wiesenhüttenstraße 10, 60329 Frankfurt am Main (Telefon 069/5 89 98-60 60 
oder www.union-investment.de) erhalten. Diese Dokumente bilden die allein verbindliche Grundlage für den Kauf der Fonds. Stand: 03.07.2013

August 20122)

DGB_Das_RentenPlus_210x148_5_4c.indd   1 12.07.13   08:50
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SEMINAR-SERVICE „Beamtenversorgungsrecht“

Von Praktikern für die Praxis

Die Teilnehmer erhalten während des Seminars themenbezogene Unterla-
gen, beispielsweise einen Ratgeber zur „Beamtenversorgung in Bund und 
Ländern“, den aktuellen Text des Beamtenversorgungsgesetzes (BeamtVG) 
und einen Folienvortrag zum Beamtenversorgungsrecht“.

Hotel Die Seminare finden in ausgesuchten Hotels mit günstiger Ver-
kehrsanbindung (Nähe Hauptbahnhof) statt. Tagungsverpflegung ist im 
Preis enthalten (Kaffee am Vormittag, Lunch und Nachmittagskaffee mit 
Kuchen/Gebäck).

Teilnehmergebühr 295,00 Euro zzgl. MwSt.

Termine  
l Dienstag  01.10.2013  Hannover 

l Donnerstag 10.10.2013  Düsseldorf

Ja, ich melde mich verbindlich für das Seminar an.

INFO-SERVICE
Öffentlicher Dienst/Beamte 

Absender

Name, Vorname

Firma

Straße

PLZ, Ort

E-Mail

Datum

Unterschrift

– 
An

ze
ig

e 
–

Kontaktdaten
INFO-SERVICE 
Öffentlicher Dienst/Beamte
1. Industriestr. 1–3
68804 Altlußheim

Telefon:  0211 72134571
Telefax:  0211 72134573
infoservice@beamten-informationen.de
www.die-oeffentliche-verwaltung.de

Anz_SeminarService_210_148_11.indd   1 16.09.13   13:58

Besuchen Sie uns  
im Internet

www.schoeneberger- 
forum.de



AUS DEN GEWERKSCHAFTEN

Personalchaos bei der Bahn
             sorgt für Lösungen 
Die Gewerkschaft hatte den Personalengpass bei der Deutschen Bahn 
frühzeitig aber vergebens thematisiert. Es musste erst zum Notstand in 
Stellwerken wie in Mainz kommen. Jetzt verspricht der Konzern Lösun-
gen und schenkt den Beschäftigten und der EVG Gehör.

Bahn-Vorstand sowie Vertreter der EVG und des Konzernbe-
triebsrats haben vereinbart, die Personalprobleme im Konzern 
gemeinsam lösen und die Personalplanung überarbeiten zu 
wollen. In allen Betrieben der Deutschen Bahn (DB) werde die 
Personalplanung neu aufgesetzt, teilte der Vorsitzende der 
EVG, Alexander Kirchner, nach den Verhandlungen mit. Die 
Belegschaft eines jeden Betriebes und die zuständigen Be-
triebsräte sind einbezogen, wie er als weiteren Erfolg vermel-
dete. „Unsere Kolleginnen und Kollegen vor Ort wissen am 
besten, warum es brennt und können tragfähige Lösungen 
aufzeigen.“ Sie seien bereits dabei, die laufende Personalpla-
nung zu überprüfen. Zur Unterstützung der Betriebsräte ver-

anstaltet die EVG unterdessen in verschiedenen 
Städten Fachkonferenzen zum Thema Perso-

nalplanung. Die Arbeitgeber haben sich 
verpflichtet, „den einsatzfähigen Perso-
nalbestand, den erweiterten Personal-
bestand sowie die sich daraus erge-
benden Ableitungen für Vertretungs-
bedarf“ aufzuzeigen. Bis 

zum 15. Oktober soll für 
jeden Betrieb ein Kon-

zept vorliegen, über das sich 
die Verhandlungspartner einigen 

wollen. Die Personalplanung richte sich nun 
endlich am tatsächlichen Bedarf für die lau-
fende Periode und das Folgejahr aus, sagte 
Kirchner. 
Ihre Forderungen und Vorschläge hat die 
EVG in der so genannten „Fuldaer 
Erklärung“ vom 9. September 
gebündelt. In dem vom 

Bundesvorstand beschlossenen Papier werden acht Prämis-
sen angeführt, mit denen die Beschäftigten zum Beispiel auf 
den Stellwerken, in den Zügen, den Werkstätten, den Zugbil-
dungsanlagen und auf den Bahnhöfen entlastet werden sol-
len. Unter anderem heißt es dort: „Gesundheit lässt sich nicht 
abkaufen. Deshalb sollen Mehrleistungen oder Urlaubsrück-
stände nicht finanziell abgegolten werden. Die EVG fordert 
den Vorstand der DB AG auf, tarifwidriges Handeln konse-
quent zu unterbinden.“ Der EVG-Vorsitzende Alexander 
Kirchner unterstrich, die bereits getroffenen Vereinbarungen 
müssten auch umgesetzt werden. Ansonsten werde die EVG 
dies erzwingen. Dann würden die Betriebsräte sich beispiels-
weise weigern, Überstunden zu genehmigen.
Die EVG hatte bereits im vergangenen Jahr auf die „immer 
drängender werdenden Personalprobleme“ aufmerksam ge-
macht. Mitarbeiter müssten Überstunden leisten, um 
den Betrieb aufrechterhalten zu können, be-
richtete der stellvertretende Vorsitzende 
Klaus-Dieter Hommel damals. Die EVG 

sprach von 6,4 Millionen 
Überstunden. Diese 

Mehrarbeit ent-
spräche umge-
rechnet 4.000 

Stellen.
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Die vollständige  
„Fuldaer Erklärung“ 

finden Sie unter 

www.evg-online.org/
Politik
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Ländern“, den aktuellen Text des Beamtenversorgungsgesetzes (BeamtVG) 
und einen Folienvortrag zum Beamtenversorgungsrecht“.

Hotel Die Seminare finden in ausgesuchten Hotels mit günstiger Ver-
kehrsanbindung (Nähe Hauptbahnhof) statt. Tagungsverpflegung ist im 
Preis enthalten (Kaffee am Vormittag, Lunch und Nachmittagskaffee mit 
Kuchen/Gebäck).

Teilnehmergebühr 295,00 Euro zzgl. MwSt.

Termine  
l Dienstag  01.10.2013  Hannover 

l Donnerstag 10.10.2013  Düsseldorf

Ja, ich melde mich verbindlich für das Seminar an.

INFO-SERVICE
Öffentlicher Dienst/Beamte 

Absender

Name, Vorname

Firma

Straße

PLZ, Ort
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Interesse an dieser attraktiven Werbeform? Sprechen Sie uns an:  
0211 72134571 oder per Mail: kontakt@marketing-oeffentlicher-dienst.de



Privatklinik Eberl in Bad Tölz
In traumhafter Alpenkulisse eine Auszeit von der Hektik des Alltags nehmen
und Körper und Geist wieder aufleben lassen.

www.privatklinik-
eberl.de



Betreutes Wohnen nach Ihren Wünschen  
Unsere Seniorenresidenzen setzen bundesweit anspruchsvolle 
Standards für das altersgerechte Wohnen.

www.augustinum.de



Haut- und Atemwegserkrankungen  
Sonne – Wind – Meer und das Fachklinikum Borkum sind 
Garant für Ihre Gesundheit.

www.fachklinikum-
borkum.de



Im Urlaub zum Wunschgewicht 
Mit unserem Ernährungs- und Bewegungsprogramm schaffen Sie 
das. Intensiver Einstieg in eine schlanke Zukunft.

www.abnehmen 
undmeer.de



Chronische Haut- und Atemwegserkrankungen 
Ganzheitliches Therapiekonzept bei Atemwegserkrankungen 
und Allergien unter Einbeziehung des Ostseereizklimas. 

www.ostseeklinik-
kuehlungsborn.de

UNSER ANGEBOT – IHR VORTEIL

– 
An

ze
ig

e 
–

Nutzen Sie Ihren 
Status im öffent-
lichen Dienst für 
Ihre finanzielle 

Freiheit

Beamtendarlehen 
mit Top-Konditionen 
für Beamte, Tarif-
beschäftigte im 
 öffentlichen Dienst  
und Akademiker
ü Darlehen bis 60.000 EUR
ü lange Laufzeiten von 12, 15 oder 20 Jahren  

– dadurch niedrige monatliche Belastung
ü Zinsgarantie über die gesamte Laufzeit
ü sofortige Darlehenstilgung im Todesfall  

durch Comfort-Rentenversicherung   
(in der monatlichen Rate inbegriffen)

ü freier Verwendungszweck: auch zur 
 Umschuldung laufender Ratenkredite

ü unkomplizierte Abwicklung und schnelle 
 Auszahlung

Jetzt Angebot anfordern:
NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG
Ostendstr. 100, 90334 Nürnberg
Telefon: 0911 531-4871, Telefax: 0911 531-3457
MBoeD@nuernberger.de

INFO-SERVICE
Öffentlicher Dienst/Beamte 

www.beamten-informationen.de

INFO-SERVICE
1. Industriestr. 1–3
68804 Altluß heim

http://www.abnehmenundmeer.de
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SERVICE

Zwischen Grundrechtsausübung und Loyalitätspflicht 
Jeder Beamtin und jedem Beamten steht die Nutzung sozia-
ler Netzwerke in seiner Freizeit offen. Jedoch bedingt das We-
sen des Beamtenverhältnisses als umfassendes Dienst- und 
Treueverhältnis, dass eine strikte Einteilung in „dienstlich“ 
und „privat“ nicht möglich ist. Ein(e) BeamtIn ist mit Eintritt 
in den Staatsdienst zwar noch immer GrundrechtstägerIn, 
doch sind die politische Treue- und Mäßigungspflicht sowie 
die allgemeinen Verhaltens- und Verschwiegenheitspflichten 
auch im Privatleben und damit bei der außerdienstlichen Nut-
zung des World Wide Web zu berücksichtigen. Andernfalls 
drohen unter Umständen disziplinarrechtliche Folgen.

Politische Treue- und Mäßigungspflicht
Betätigt sich ein(e) BeamtIn politisch, so hat 
sie bzw. er diejenige Mäßigung und Zurück-
haltung zu wahren, die sich aus ihrer bzw. sei-

ner Stellung gegenüber der Allgemeinheit und 
aus der Rücksicht auf die Pflichten des ausgeüb-

ten Amtes ergeben. Entsprechendes außerdienstliches 
Verhalten darf nicht dazu führen, dass Zweifel an der unpar-
teilichen und verfassungsgetreuen Amtsführung aufkommen. 

Allgemeine Verhaltenspflichten
Das Bundesverwaltungsgericht führte in einer seiner Ent-
scheidungen (BVerwGE 112,19 (26)) aus, dass von beamte-

ten Beschäftigten „außerdienstlich kein we-
sentlich anderes Sozialverhalten erwartet 
[wird] als vom Durchschnittsbürger“. Das gelte 
jedoch nur, soweit sich das Verhalten nicht nachteilig 
auf den Staat auswirke. Vielmehr muss das Verhalten der Be-
amtInnen der Achtung und dem Vertrauen gerecht werden, 
die ihr Beruf erfordert. Eine Einschränkung der grundrechtlich 
zugesicherten allgemeinen Handlungsfreiheit ist folglich mög-
lich, sodass auch rechtlich zulässiges Verhalten disziplinar-
rechtlich sanktioniert werden kann.

Verschwiegenheitspflichten 
Sein Privatleben in sozialen Netzwerken offenzulegen und 
dabei von dienstlichen Erfahrungen und Eindrücken zu be-
richten, steht die Verschwiegenheitspflicht entgegen. Diese 
verbietet nicht nur die Weitergabe personenbezogener Daten, 
sondern auch die Schilderung allgemeiner – sich aus dem 
Dienstalltag ergebener – Eindrücke. 

Die private Nutzung sozialer Netzwerkdienste stellt die Beam-
tInnen somit vor allem vor die Herausforderung, zwischen indi-
vidueller Grundrechtsausübung und beamtenrechtlicher Loyali-
täts- und Verhaltenspflicht abzuwägen. Grundsätzlich gilt dabei 
folgende Maßgabe: An der Sachorientierung, der Unparteilich-
keit und Effizienz des öffentlichen Dienstes darf durch das pri-
vate Verhalten seiner Beschäftigten kein Zweifel aufkommen.
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ständlichkeit im Alltag geworden. Das Leben in der virtuellen Welt kann 
jedoch „reale Konsequenzen“ nach sich ziehen – mitunter auch juristische. 
Auf was BeamtInnen bei der privaten Nutzung sozialer Netzwerke achten 
sollten, beleuchtet für Sie das „Magazin für Beamtinnen und Beamte“ in 
dieser Ausgabe näher. 
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2007

–20,0

2008

–20,6

2009

–36,3

Mindereinnahmen durch Steuerrechts-
änderungen in Milliarden Euro

2010

–51,4

2011

–53,1

2012

–50,6

2013

–45,0

Insgesamt

Bund Länder Gemeinden

Zahlen, Daten, Fakten

So schwächen Steuersenkungen die öffentliche Hand  
In einer Kurzstudie des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturfor-
schung (IMK) im Auftrag des DGB Rheinland-Pfalz wurden die Konsequen-
zen einer veränderten Steuerpolitik untersucht. Steuersenkungen führten 
in den vergangenen 15 Jahren laut IMK-Steuerexpertin Katja Rietzler zu 
einer deutlichen Verschlechterung der Einnahmesituation von Bund, Län-
dern und Kommunen. Während Rheinland-Pfalz mittels der Steuergesetze 
von 1998 im Jahr 2013 zusätzliche Einnahmen von 1,4 Milliarden Euro 
verbuchen könnte, wären es bei Bund, Ländern und Gemeinden insge-
samt 45 Milliarden. Als Maßnahmen zur Stärkung der Einnahmenseite 
werden in der Studie eine Anhebung des Spitzensteuersatzes, die Erhe-
bung einer Vermögensteuer und die Erhöhung der Erbschaftsteuer vor-
geschlagen und auf ihre Wirkung hin untersucht.
	Die gesamte Studie ist als Download verfügbar unter  

www.boeckler.de/pdf/p_imk_pb_3_2013.pdf

VERMISCHTES

Quelle: Böckler impuls 13/2013

Veranstaltung

A+A Kongress 2013 
Sicherheit und Gesundheit im Arbeitsumfeld 
stehen im Fokus des Internationalen Kongres-
ses für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin. Vom 
5. bis 8. November 2013 wird Interessenten 
bereits zum 33. Mal die Möglichkeit geboten, 

sich rund um das Thema Arbeitsschutz zu 
infor mieren. Zeitgleich wird auf dem Düssel-
dorfer Messegelände eine Internationale 
Fachmesse stattfinden, die mit etwa 1.600 
Ausstellern aus 54 Nationen die wichtigsten 
Neuerungen zu den Themenschwerpunkten 
Persönlicher Schutz, Betriebliche Sicherheit, 
Gesundheit bei der Arbeit und spezielle Aus-
rüstungen für den Katastrophenschutz bietet. 
Neben der Fachausstellung finden weitere 
Veranstaltungen statt, unter anderem der Tag 
der Betriebs- und Personalräte. Unter der Fe-

derführung des DGB gibt es für Interessierte 
am 7. November im Congress Center Düssel-
dorf ein umfassendes Informations- und 
 Diskussionsangebot. Anknüpfend an die For-
derung des DGB nach einer Anti-Stress-Ver-
ordnung, steht die Sensibilisierung für Ge-
fährdungen durch psychische Belastungen im 
Mittelpunkt des Veranstaltungstages.

Rechtsprechung

Zugang zum Beamten-
verhältnis erleichtert 
Das Bundesverwaltungsgericht hat entschie-
den, dass einer Risikogruppe angehörende 
oder an einer chronischen Erkrankung leiden-
de Bewerberinnen und Bewerbern die Verbe-
amtung nicht grundsätzlich verwehrt werden 
könne. Ist es überwiegend wahrscheinlich, 
dass die Betroffenen bis zur gesetzlichen Al-
tersgrenze Dienst leisten können, so seien sie 

auch gesundheitlich geeignet. Dieser Progno-
semaßstab gelte für nunmehr alle Bewerbe-
rinnen und Bewerber mit Ausnahme der 
Schwerbehinderten. Es bedürfe tatsächlicher 
Anknüpfungspunkte, die eine vorzeitige Pen-
sionierung aus gesundheitlichen Gründen als 
überwiegend wahrscheinlich erscheinen las-
sen, um eine Verbeamtung wegen fehlender 
gesundheitlicher Eignung zu verwehren. Der 
Entscheidung des Gerichts gingen die Klagen 
zweier angestellter Lehrkräfte voraus. Bei bei-
den wurde eine leichte Behinderung festge-
stellt (leichte Form der Multiplen Sklerose; 
Verformung der Brustwirbelsäule), die sich je-
doch nicht auf die Arbeitsfähigkeit ausgewirkt 
hat. Die Verbeamtung wurde in beiden Fällen 
mit Verweis auf die Erkrankungen verweigert. 
Die Kläger argumentierten daraufhin, dass dies 
gegen europäisches Recht verstieße, welches 
die Diskriminierung von behinderten Men-
schen verbiete. Eine Nichteinstellung sei dem-
nach nur gerechtfertigt, wenn auf Grund der 
Behinderung die beruflichen Anforderungen 
nicht erfüllt würden. Das Bundesverwaltungs-
gericht gab den Klägern nun insoweit recht, 
als dass es die ergangenen Urteile des Ober-
verwaltungsgerichts Lüneburg aufhob und die 
Verfahren an dieses zurückverwies. Dort ist 
nun zu klären, ob die Kläger nach dem neuen 
Prognosemaßstab gesundheitlich geeig net 
sind (BVerwG 2 C 12.11, BVerwG 2 C 18.12 – 
beide Urteile vom 25. Juli 2013).

Ausführliche 
 Informationen im 

Internet unter

www.aplusa.de



Die leistungsstarke Krankenversicherung zur Beihilfe,
die Ihr gesundheitsbewusstes Verhalten belohnt.

✔ Attraktive Rückerstattungen und Bonuszahlungen

✔ Günstige Ausbildungskonditionen für Beamtenanwärter

✔ Mit gesundheitsservice360° für alle Gesundheitsfragen

Als Spezialversicherer exklusiv für den Öffentlichen Dienst geben wir 
alles für Sie. Lassen Sie sich jetzt von Ihrem persönlichen Betreuer in 
Ihrer Nähe beraten.

Mehr Informationen: www.DBV.de 
oder Telefon 0800 166 55 94.

Ein Unternehmen der AXA Gruppe

Spezialist für den Öffentlichen Dienst.

Sie geben alles. Wir 
geben alles für Sie: 
mit unserer privaten 
Krankenversicherung.
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Selbsthilfeeinrichtungen 
für den öffentlichen Dienst

Unser Angebot – Ihr Vorteil– 
An

ze
ig

e 
–

OnlineService des DBWfür nur 10 Euro

Neben dem RatgeberService und AboService informiert der DBW
die Be schäftigten und ehemaligen Mitarbeiter des öffent lichen
Dienstes auch im Internet über aktuelle und wichtige Themen. 
Mit dem On lineService können Sie sich auf mehr als 20 Websites 
informieren. Das breite Themen angebot ist aktuell und übersicht-
lich gestaltet. 
Wenn Sie sich für den OnlineService anmelden, erhalten Sie eine Zu -
 gangskennung mit der Sie auf allen Websites des DBW recherchieren
können. Dort finden Sie auch Muster-Formulare und Checklisten
als PDFs. Daneben können Sie auch vier Ratgeber als OnlineBücher
lesen und ausdrucken, beispielsweise „Nebentätigkeitsrecht des
 öffentlichen Dienstes“, „Frauen im öffentlichen Dienst“, „Gesund-
heit von A bis Z“ und „Neues Tarifrecht für den öffentlichen Dienst“.

Bestellung
per E-Mail:   info@dbw-online.de
per Telefon:  0211 7300335
per Telefax:   0211 7300275
Deutscher Beamtenwirtschaftsring e.V.
Ratiborweg 1 · 40231 Düsseldorf

Noch schneller geht es online unter: www.dbw-online.de

Ich zahle / Wir zahlen per Ermächtigung zur Lastschrift:

RatgeberService 
und AboService
JA, hiermit bestelle ich folgende Ratgeber:

 . . . Ex. Rund ums Geld im öffentlichen
Dienst*

 . . . Ex. Beamtenversorgung in Bund und
Ländern*

 . . . Ex. Beihilfe in Bund und Ländern*
 . . . Ex. BerufsStart im öffentlichen

Dienst*
Jeder Ratgeber kostet 7,50 Euro (zzgl. 2,50 Euro
Versand). * Im AboService nur 5,00 Euro.

Name, Vorname

Firma

Straße

PLZ, Ort

E-Mail

Konto-Nummer BLZ Bank

Unterschrift

seit dem Jahr 1951

Beamtenversorgung
in Bund und Ländern

www.beamtenversorgung-in-bund-und-laendern.de

Grundlagen des Versorgungsrechts

Hinterbliebenenversorgung

Unfallfürsorge

Private Altersvorsorge

Beamtenversorgungsgesetze 10. Auflage
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seit dem Jahr 1951

Rund ums Geld
im öffentlichen Dienst

www.rund-ums-geld-im-oeffentlichen-dienst.de

Einkommen und Bezahlung

Arbeitszeit und Urlaub

Rente und Versorgung

Gesundheit und Beihilfe

Soziales und Steuern 13. Auflage

T

seit dem Jahr 1951

Mit TIPPS für Beamtenanwärter und Auszubildende

BerufsStart
im öffentlichen Dienst

www.berufsstart-im-oeffentlichen-dienst.de

Beruflicher Einstieg und Aufstieg

Rund um die Ausbildung im öffentlichen Dienst

Pflichten und Rechte während der Ausbildung

Rund ums selbstverdiente Geld

Link-TIPPS zu Musik, Film, Video xx. Auflage

T





www.die-beihilfe.de

Beihilfeberechtigung

Bemessungssätze und Eigenbehalte

Beihilfefähige Aufwendungen

Mit Hinweisen zu den Landesvorschriften der Beihilfe

Bundesbeihilfeverordnung 12. Auflage

Unser Angebot – Ihr Vorteil
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Die HUK-COBURG ist ein starker Partner, auch wenn es um Ihre Gesundheit geht:
Stabile und günstige Beiträge für Beamte und Beamtenanwärter
Geld zurück: 4 Monatsbeiträge Rückerstattung – bereits ab dem 1. leistungsfreien
Kalenderjahr
kompetent für den öffentlichen Dienst – die HUK-COBURG ist der größte deutsche  
Beamtenversicherer

Wir beraten Sie gern: 
Adressen und Telefonnummern Ihrer Ansprech partner finden Sie im örtlichen Telefonbuch 
oder unter www.HUK.de. 

Oder rufen Sie direkt an: Telefon 09561 96-98221

Private Krankenversicherung 
Leistungsstarke Gesundheitsvorsorge
für Beamte Günstige Beiträge – auch

für Beamtenanwärter –
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